
UVR 010/2011 - 660 - 
vom 25.05.2011  
- Rechtsprechung - DOK 312 

 

 
Ein Versicherungsschutz als „Wie-Beschäftigter“ kommt nicht in Betracht, wenn es sich bei 
dem unfallbringenden Verhalten um Gefälligkeitshandlungen handelt, die unter Verwandten 
vorgenommen werden und von familiären Beziehungen zwischen Angehörigen geprägt 
sind. Je enger eine Gemeinschaft ist, umso größer wird regelmäßig der Rahmen sein, in-
nerhalb dessen bestimmte Tätigkeiten ihr Gepräge daraus erhalten. Bei der Eltern-Kind-
Beziehung ist § 1618a BGB der entscheidende Maßstab (hier: Mithilfe eines 14-jährigen 
Kindes bei der Gewinnung von Brennholz für die Familie). 
 

§ 2 Abs. 2 SGB VII 
 
Urteil des Hessischen LSG vom 31.01.2011 – L 9 U 120/10 –  
Bestätigung des Urteils des SG Wiesbaden vom 30.04.2010 – S 1 U 87/08 – 
− vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 5/11 R – wird berichtet 
 

Streitig war (im Rahmen eines Verfahrens nach § 109 SGB VII), ob der Beigeladene bei seinem 
Unfall (Verletzung der rechten Hand durch einen herunterschnellenden Holzspalter) als „Wie-
Beschäftigter“ versichert war. Der 14 Jahre alte Beigeladene hatte seinem Vater und seinem 
Onkel beim Brennholzlesen und –spalten geholfen. Das Brennholz diente der Versorgung der 
Familien. Seit seinem 6. Lebensjahr verrichtete der bei seinen Eltern wohnende Beigeladene 
diese Hilfe regelmäßig fast jedes Wochenende (Dauer jeweils ca. 6 Stunden). 
 
Das LSG hat einen Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 2 SGB VII verneint. Zwar stehe es 
einem Versicherungsschutz nicht grundsätzlich entgegen, dass der Helfende ein Verwandter 
des Unternehmers sei. § 2 Abs. 2 SGB VII sei jedoch nicht erfüllt, wenn „das unfallbringende 
Verhalten auf besonderen Verpflichtungen und Rechtsverhältnissen beruht, die ein Arbeitsver-
hältnis typischerweise ausschließen, wie mitgliedschaftliche, gesellschaftsrechtliche oder famili-
äre Bindungen, die z.B. ihr Gepräge durch das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen Eltern 
und Kindern erhielten“.  
 
Vorliegend lägen die vom Beigeladenen erbrachten Arbeiten noch nicht außerhalb des Um-
fangs von Tätigkeiten, die aufgrund einer derart engen Familiengemeinschaft von ihm als Ge-
fälligkeit erwartet werden konnten. Zwar sei der zeitliche Umfang der Mithilfe (zahlreiche Wo-
chenenden, Dauer von jeweils ca. 6 Stunden) beachtlich. Andererseits sei „insbesondere bei 
enger verwandtschaftlicher Beziehung der zeitliche Umfang ein vernachlässigenswertes Merk-
mal“. Der Senat verweist insoweit auch auf den Rechtsgedanken des § 1618a BGB, nach 
dem Eltern und Kinder einander Beistand und Rücksicht schuldig sind. Der Beigeladene sei in 
die Brennholzgewinnung als familiäres Ziel eingebunden gewesen, die Arbeitsleistung habe 
sein eigenes Zuhause betroffen. Damit sei er im Rahmen einer erheblichen, aber auch zu er-
wartenden Hilfeleistung tätig geworden. 
 
Hinweise: 
1.  Das Urteil bezieht sich u.a. auf die Entscheidungen des BSG vom 31.05.2005 – B 2 U 35/04 

R – (HVBG-Info 007/2005, S. 619 ff.) und des Bayerischen LSG vom 28.05.2008 – L 2 U 
28/08 – (UVR 018/2008, S. 1299 ff., dort ebenfalls Verweis auf § 1618a BGB). 

 
2.  Der Senat hat „die relative Gefährlichkeit beim Umgang mit einem Holzspalter als für einen 

Versicherungsschutz sprechendes Merkmal“ gewertet. Ob die Gefährlichkeit einer Hilfe-
leistung überhaupt ein zu berücksichtigendes Merkmal darstellt, wird von den Sozialgerich-
ten unterschiedlich beantwortet (siehe dazu Vorbemerkung zum Urteil des Sächsischen 
LSG vom 10.02.2011 – L 2 U 68/09 – in UVR 007/2011, S. 411 m.w.N.) 

 
Revision wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen. 

 
Das Hessische Landessozialgericht hat mit Urteil vom 31.01.2011 – L 9 U 120/10 –  
wie folgt entschieden: 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/6917AC1CC9415CEFC1257092003219C6/$FILE/HVBG-INFO_007_2005_Anlage_03.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/E612E99AA63D0D69C12574F70046F1B0/$FILE/UVR_018_2008_Anlage_03.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/1A9E949675BA41D0C1257864003C6C3A/$FILE/UVR_007_2011_Anlage_03.pdf
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Tatbestand 
Die Beteiligten streiten aus übergegangenem Recht über die Anerkennung und Entschä-
digung eines Unfalls des Beigeladenen vom 20. August 2004 als Arbeitsunfall im Sinne 
des SGB VII. 

Der 1990 geborene und am fraglichen Unfalltag 14 Jahre alte Beigeladene half am 20. 
August 2004 auf einem Forstweg im Wald bei G.Stadt in Niedersachsen seinem Vater, 
seinem Bruder sowie seinem Onkel beim Brennholzlesen und -spalten. Hierbei war es u.a. 
Aufgabe des Beigeladenen, Holzkeile unter den Holzspalter zu stellen, den sein Onkel 
bediente. Dieser Holzspalter war an einem Traktor angeschlossen. Gegen 17:20 Uhr ge-
riet hierbei die rechte Hand des Beigeladenen in den herunterschnellenden Holzspalter, 
wodurch die rechte Hand des Beigeladenen erheblich verletzt wurde. Auf Grund der Ver-
letzungen des Beigeladenen mussten Finger der rechten Hand teilweise amputiert werden 
und er befand sich bis zum 3. September 2004 stationär im Krankenhaus. Es verblieben 
Funktionsbeeinträchtigungen der rechten Hand. Nach den nicht bestrittenen Angaben des 
Beigeladenen kam es zu dieser Hilfe bei der Holzlese regelmäßig an fast jedem Wochen-
ende seit seinem 6. Lebensjahr. Die Mithilfe im Wald sowie zu Hause in Form vom Ra-
senmähen und Holz in den Keller bringen war nach seinen eigenen Angaben für ihn nor-
mal und selbstverständlich gewesen. Zum Unfallzeitpunkt lebte der Beigeladene noch zu 
Hause bei seinen Eltern. Das Holz diente, wie zwischen den Beteiligten ebenfalls nicht 
streitig ist, im Wesentlichen zum Eigengebrauch durch die Eltern des Beigeladenen sowie 
seines Onkels. Am Unfalltag war die Arbeit des Holzlesens am Freitagvormittag begonnen 
worden, als der Beigeladene noch Ferien hatte. Nach den Angaben des Beigeladenen, die 
ebenfalls nicht bestritten wurden, half auch der Bruder des Beigeladenen bei der Holzlese 
mit, der nach seiner Aussage 40 DM Taschengeld bis zum 17. Lebensjahr erhielt. Die 
Holzlese erfolgte regelmäßig vornehmlich am Samstag. Insgesamt wurden für einen Win-
ter 40 Raummeter Holz zubereitet, wovon der Onkel des Beigeladenen 10 Raummeter 
erhielt sowie die anderen Beteiligten weitere 10 Raummeter. Der Beigeladene erhielt pro 
Monat 20 Euro Taschengeld, gelegentlich bei guter Arbeit 5 Euro extra. 

Durch Schreiben vom 29. Juni 2005 stellte die Rechtsvorgängerin der Beklagten unter 
Hinweis auf eine Mitteilung des Niedersächsischen Forstamts GM. vom 20. Juni 2005 fest, 
dass der Beigeladene in keinem Beschäftigungsverhältnis gestanden habe und in der frag-
lichen Zeit das Brennholz für seinen privaten Gebrauch im Wald aufgearbeitet habe, wes-
halb es sich nicht um einen Arbeitsunfall gehandelt habe. 

Mit Schreiben vom 12. Februar 2007 wies die Klägerin als Kfz-Haftpflichtversicherung für 
den Traktor, an dem der unfallbringende Holzspalter angeschlossen und mit dessen Ma-
schinenkraft betrieben wurde, gegenüber der Krankenkasse des Beigeladenen – der Bar-
mer Ersatzkasse – jegliche Ersatzforderungen im Sinne von § 116 SGB X zurück, mit der 
Begründung, dass weder die Klägerin noch die Barmer Ersatzkasse zuständig seien, weil 
eine sogenannte Wie-Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 2 S. 1 SGB VII vorgelegen ha-
be. Am 16. Februar 2007 erhob der Beigeladene Klage gegen den Halter des Traktors 
Herrn E. sowie gegen seinen Onkel Herrn F., der den Holzspalter bedient hatte sowie ge-
gen die Klägerin. Das Landgericht XY. setze die Klagen nach § 108 Abs. 2 SGB VII bis zur 
Entscheidung der Sozialgerichtsbarkeit aus. Die Krankenkasse des Beigeladenen meldete 
das Unfallereignis der Landesunfallkasse WQ., die um Auskunft bezüglich des Unfallher-
gangs bat. In einem vom Beigeladenen ausgefüllten und unterschriebenen Fragebogen 
der Landesunfallkasse gab er an, dass das Holzkeilen für den eigenen Bedarf erfolgt und 
kein anderer Auftraggeber vorhanden gewesen sei. Bis zum Eintritt des Unfallereignis ha-
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be die Tätigkeit 5 Stunden in Anspruch genommen und hätte insgesamt 6 ½ Stunden 
dauern sollen. Auf die Frage, ob es sich insoweit um selbstverständliche gegenseitige 
Hilfsdienste handle, die sich aus der konkreten sozialen Beziehung ergäben, antwortete 
der Beigeladene mit: "Ja, Familie, 3. Sohn". 

Durch Bescheid vom 9. November 2007 lehnte die Beklagte Entschädigungsleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung aus Anlass des Ereignisses vom 20. August 2004 
mit der Begründung ab, dass es sich nicht um einen Arbeitsunfall im Sinne des Gesetzes 
gehandelt habe. Der Beigeladene sei weder Beschäftigter im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VII gewesen, noch sei er Wie-Beschäftigter gemäß § 2 Abs. 2 S. 1 SGB VII. Zwar 
habe er als sogenannter Selbsterwerber mit Willen und Wollen des Waldbesitzers Ein-
schlagstätigkeiten ausgeübt, eine arbeitnehmerähnliche Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 2 
S. 1 Nr. 1 SGB VII habe jedoch nicht vorgelegen, da keine fremdbezogene Arbeit verrich-
tet worden sei. Ebenso wenig habe eine arbeitnehmerähnliche Tätigkeit für den Onkel des 
Beigeladenen vorgelegen, dessen Anordnung, dass nächste Stück Holz zu holen, keine im 
Sinne des Gesetzes geforderte Beauftragung gewesen sei. Das Holzkeilen habe dem 
Haushalt der eigenen Familie gedient, da das Holz als Brennholz verwendet werden sollte. 

Gegen den Bescheid vom 9. November 2007 erhob die Klägerin mit Schreiben vom 26. 
November 2007 Widerspruch mit der Begründung, dass die unfallbringende Tätigkeit auf 
Weisung des Vaters des Beigeladenen erfolgt sei, die das bestimmende Motiv für den 
Beigeladenen gewesen sei. Ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne der Unfallversicherung 
könne auch zwischen Verwandten begründet werden; ein Handeln im eigenen Interesse 
des Beigeladenen sei nicht zu sehen, da er nicht für den eigenen Profit gehandelt habe, 
sondern der Wille des Vaters im Vordergrund gestanden habe. 

Mit Schreiben vom 3. Dezember 2007 führte die Beklagte aus, dass der Beigeladene un-
abhängig vom Bestehen einer Wie-Beschäftigung jedenfalls im Sinne vom § 4 Abs. 4 SGB 
VII versicherungsfrei gewesen sei. Anhaltspunkte dafür, dass er in einem landwirtschaftli-
chen Haushalt im Sinne von § 124 Abs. 1 SGB VII tätig geworden sei, läge nicht vor, zu-
mal die landwirtschaftliche BG RH. am 29. November 2007 mitgeteilt habe, dass ein land-
wirtschaftliches Unternehmen des Vaters des Beigeladenen nicht veranlagt sei. Hierzu 
führte die Klägerin aus, dass das Holzspalten der Familie zur Brennholzerzeugung im Hin-
blick auf die Professionalität und den Umfang nicht mit Haushaltstätigkeiten im Sinne von 
§ 4 Abs. 4 SGB VII nach Art, Inhalt und Umfang vergleichbar sei. 

Durch Widerspruchsbescheid vom 13. Mai 2008 wies die Beklagte den Widerspruch zu-
rück mit der Begründung, dass es sich bei der Tätigkeit des Beigeladenen um eine soge-
nannte Gefälligkeitshandlung gehandelt habe, die ihr Gepräge durch die familiäre Bindung 
zwischen den Angehörigen erhalten habe. Auch die Gefährlichkeit der Handlung stehe 
dem nicht entgegen. Es bestünden auch keine Anhaltspunkte dafür, dass das Verhältnis 
zwischen den Beigeladenen und seinem Vater kein intaktes Verwandtschaftsverhältnis 
gewesen sei. Selbst wenn ein über die verwandtschaftlich bedingte Gefälligkeitshandlung 
hinausgehendes Tätigwerden unstellt würde, bestehe gemäß § 4 Abs. 4 SGB VII Versi-
cherungsfreiheit. 

Hiergegen erhob die Klägerin Klage am 28. Mai 2008 zum Sozialgericht Hannover, das 
durch Beschluss vom 2. Juli 2008 den Rechtstreit an das Sozialgericht Wiesbaden ver-
wies. Das Sozialgericht vernahm den Vater, Onkel und Bruder des Beigeladenen in einer 
mündlichen Verhandlung am 30. April 2010 als Zeugen und hörte den Beigeladenen an. 
Durch Urteil vom 30. April 2010 wies das Sozialgericht Wiesbaden die Klage ab und führte 
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zur Begründung aus, der Beigeladene sei zum Unfallzeitpunkt weder Beschäftigter im Sin-
ne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII noch Wie-Beschäftigter im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB VII 
gewesen, weil nach dem Gesamtbild der Tätigkeit diese nicht beschäftigtenähnlich ausge-
übt worden sei. Hierbei sei unerheblich, welches Alter, welches Geschlecht und welche 
wirtschaftlich oder gesellschaftliche Stellung die handelnde Person habe. Nach dem Er-
gebnis der Beweisaufnahme, stehe zur Überzeugung der Kammer fest, dass die Tätigkeit 
des Beigeladenen zum Unfallzeitpunkt maßgeblich durch die familiäre Bindung im Rah-
men eines engsten verwandtschaftlichen Gemeinschaftsverhältnisses geprägt gewesen 
sei. Das gemeinsame Holzsammeln und spalten sei Ausdruck eines intakten gemein-
schaftlichen Familienlebens gewesen, zumal sowohl der Beigeladene als auch die Zeugen 
übereinstimmend bekundet hätten, dass diese Tätigkeit bereits seit vielen Jahren wie be-
reits in den vergangen Generationen durch die Familie gemeinschaftlich ausgeübt worden 
sei. Hierfür spreche auch, dass der als Zeuge vernommene Onkel des Beigeladnen und 
sein behindertes Kind ebenfalls häufig mit zum Holzspalten in den Wald genommen habe, 
obgleich dieses Kind Tätigkeiten von wirtschaftlichen Wert nicht habe verrichten können. 
Vielmehr sei es auch hier wesentlich um das Beisammensein gegangen, welches lediglich 
mit einer nützlichen bzw. wirtschaftlich sinnvollen Tätigkeit verknüpft worden sei. Insbe-
sondere habe der Beigeladene wie auch die übrigen an der Waldarbeit Beteiligten keiner-
lei Verpflichtung gehabt oder empfunden, zu bestimmten Terminen teilzunehmen, zumal 
die Zeugen und der Beigeladene übereinstimmend bekundet hätten, dass – wenn er keine 
Zeit oder auch keine Lust gehabt habe in den Wald zu gehen - keinerlei diesbezügliche 
Verpflichtung bestanden habe. Mit Ausnahme der Bedienung des Holzspalters, die dem 
Onkel des Beigeladenen oblag, habe für die Aufteilung der Arbeit keinerlei feste Regelung 
bestanden, sodass auch insofern von einem arbeitnehmerähnlichen Weisungsrecht des 
Vaters des Beigeladenen keine Rede sein könne. Zur Überzeugung der Kammer stehe 
fest, dass der Beigeladene seine Tätigkeit völlig freiwillig und ausschließlich mit dem Ziel 
der Pflege der familiären Verbundenheit bzw. Spaß und Freude an der Tätigkeit verrichtet 
habe. 

Gegen das am 14. Mai 2010 zugestellte Urteil richtet sich die Berufung der Klägerin vom 
11. Juni 2010. Die Klägerin macht im Wesentlichen geltend, dass die Aussagen der Zeu-
gen hinsichtlich des Umfangs der durch die Familie C. vorgenommenen Holzverarbeitung 
erheblich differierten; unter Zugrundlegung einer Durchschnittszahl von 100 Raummetern 
ergebe sich eine Fläche von 40 m² bei einer Raumhöhe von 2,5 m. Eine solche erhebliche 
Gesamtmenge an Brennholz, an welcher der Beigeladene beschäftigt teilgenommen habe, 
ließe das Vorliegen einer bloßen Gefälligkeitsleistung als abwegig erscheinen. Außerdem 
habe der Zeuge C. ein erhebliches eigenwirtschaftliches Interesse an der Brennholzge-
winnung gehabt, wobei ihm auch der Beigeladene in erheblichem Umfang geholfen habe, 
der Onkel des Beigeladenen sei daher als Mitarbeitgeber anzusehen. Auch der zeitliche 
Umfang der Tätigkeit des Beigeladenen spreche gegen eine Gefälligkeitsleistung, da die 
Arbeitszeit pro Tag 6 bis 7 Stunden betragen habe. Schließlich sei zu berücksichtigen, 
dass die Tätigkeit des Beigeladenen gemäß § 5 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz verbo-
ten sei, was für den bestehen Versicherungsschutz spreche. Aus § 4 Abs. 4 SGB VII folge 
zudem, dass Tätigkeiten zwischen Verwandten nicht passé von der gesetzlichen Unfall-
versicherung befreit seien, sondern nur ausnahmsweise im Umfang einer Haushaltstätig-
keit oder Familienmitglieder soll kein Versicherungsschutz bestehen. Um eine solche 
Haushaltstätigkeit handele es sich jedoch bei der Brennholzgewinnung gerade nicht. 
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Die Klägerin beantragt (sinngemäß), das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom 30. 
April 2010 aufzuheben sowie den Bescheid der Beklagten vom 9. November 2007 in Ges-
talt des Widerspruchsbescheides vom 13. Mai 2008 aufzuheben und die Beklagte zu ver-
urteilen, den Unfall des Beigeladenen vom 20. August 2004 als Arbeitsunfall anzuerken-
nen sowie im gesetzlichen Umfang zu entschädigen, hilfsweise die Revision zuzulassen. 

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 

Sie bezieht sich im Wesentlichen auf die Begründung des angegriffenen Urteils des Sozi-
algerichts Wiesbaden. 

Wegen der weiteren Einzelheiten und Vorbringen der Beteiligten wird auf den Inhalt der 
Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte vollinhaltlich Bezug genommen. 

 
Entscheidungsgründe 
Der Senat konnte ohne mündliche Verhandlung entscheiden, nachdem sich die Beteiligten 
hiermit einverstanden erklärt hatten (§ 153 Abs. 1 i.V.m. § 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz 
– SGG –). 

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulässig. Wie das Sozialgericht zutref-
fend entschieden hat, ist die Klägerin in analoger Anwendung des § 109 SGB VII als ge-
samtschuldnerisch haftender Kfz-Haftpflichtversicherer für Schäden, die durch den Betrieb 
eines bei ihr versicherten Kraftfahrzeugs entstehen, klagebefugt (BSG, Urteil vom 
1.7.1997 - 2 RU 26/96 = BSGE 80, 279). 

Die Berufung ist jedoch unbegründet. Der Bescheid vom 9. November 2007 in Gestalt des 
Widerspruchsbescheides vom 13. Mai 2008 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht 
in ihren Rechten. Das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom 30. April 2010 ist nicht zu 
beanstanden. 

Nach § 8 Sozialgesetzbuch – 7. Band - SGB VII ist ein Arbeitsunfall ein Unfall, den ein 
Versicherter bei einer der den Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrün-
denden Tätigkeiten erleidet. Unfälle sind zeitlich begrenzte, von außen auf den Körper 
einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tode führen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII sind Beschäftigte kraft Gesetzes versichert. Nach § 7 
Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) ist Beschäftigung die nichtselb-
ständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Dieses setzt voraus, dass der 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist, etwa in dessen Betrieb eingeglie-
dert ist und dabei einem umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers hinsichtlich Zeit, 
Dauer, Ort und Art der Ausführung unterliegt (vgl. zu den typusbildenden Faktoren eines 
Arbeitsverhältnisses Schlegel in: Schulin, Handbuch des Sozialversicherungsrechts, § 14 
Rn. 20 m.w.N). Anhaltspunkte für das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses zwischen dem 
zum Unfallzeitpunkt minderjährigen Beigeladenen und seinem Vater bzw. Onkel bestehen 
im vorliegenden Fall nicht, ein solches wurde auch seitens der Klägerin im Berufungsver-
fahren nicht substantiiert behauptet. 

Nach § 2 Abs 2 SGB VII sind darüber hinaus Personen gegen Arbeitsunfall versichert, die 
wie ein nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII Versicherter (arbeitnehmerähnlich) tätig werden. 
Dies ist dann der Fall, wenn die Tätigkeit wesentlich dem nicht der Rechtssphäre des Täti-
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gen zuzurechnenden Unternehmen zu dienen bestimmt war. Dies erfordert keine persönli-
che Abhängigkeit zu einem Unternehmer. Vielmehr ist ausreichend, dass eine ernstliche, 
dem fremden Unternehmen dienende Tätigkeit verrichtet wird, die dem wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen des Unternehmers entspricht und die ihrer Art nach auch von Perso-
nen verrichtet werden könnte, die in einem dem allgemeinen Arbeitsmarkt zuzurechnen-
den Beschäftigungsverhältnis stehen und die ungeachtet des Beweggrundes für den Ent-
schluss, tätig zu werden, unter solchen Umständen geleistet wird, dass sie einer Tätigkeit 
auf Grund eines Beschäftigungsverhältnisses ähnlich ist (vgl. z. B. BSG, Urteil vom 5. Juli 
1994, 2 RU 24/93, SozR 3-2200 § 548 Nr. 20 m. w. N). 

Beweisrechtlich ist zu beachten, dass das Unfallereignis selbst sowie die versicherte Tä-
tigkeit als auch die Erkrankung mit dem sog. Vollbeweis nachgewiesen sein müssen. Eine 
Tatsache ist danach bewiesen, wenn sie in so hohem Maße wahrscheinlich ist, dass alle 
Umstände des Falles nach vernünftiger Abwägung des Gesamtergebnisses des Verfah-
rens nach allgemeiner Lebenserfahrung geeignet sind, die volle richterliche Überzeugung 
zu begründen (BSGE 45, 19; BSGE 7, 103, 106 sowie 19, 52, 53). Nur für die Kausalbe-
ziehungen zwischen dem unfallbringenden Verhalten und der Krankheit genügt nach herr-
schender Meinung der Beweismaßstab der hinreichenden Wahrscheinlichkeit, der dann 
gegeben ist, wenn mehr für als gegen Ursachenzusammenhang spricht bzw. wenn bei der 
Berücksichtigung aller Umstände die für den Ursachenzusammenhang sprechenden Um-
stände so stark überwiegen, dass die Entscheidung darauf gegründet werden kann, wobei 
die bloße Möglichkeit allerdings nicht ausreicht (s. BSGE 19, 5, 53; BSGE 32, 203, 209, 
BSG, Urteil vom 2. Juni 1959 – SozR § 542 RVO a.F. Nr. 20). 

Da vorliegend unter keinen Umständen auf die Begründung eines Beschäftigungsverhält-
nisses iSv. § 2 Abs 1 Nr. 1 SGB VII geschlossen werden kann, kommt alleine eine Versi-
cherung im Rahmen einer "Wie-Beschäftigung" gem. § 2 Abs 2 SGB VII in Betracht. Der 
Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 2 SGB VII scheidet indes aus, wenn das unfallbrin-
gende Verhalten auf besonderen Verpflichtungen und Rechtsverhältnissen beruht, die ein 
Arbeitsverhältnis typischerweise ausschließen, wie mitgliedschaftliche, gesellschaftsrecht-
liche oder familiäre Bindungen, die z.B. ihr Gepräge durch das verwandtschaftliche Ver-
hältnis zwischen Eltern und Kindern erhielten. Zwar steht es dem Versicherungsschutz 
nicht grundsätzlich entgegen, dass der Tätigwerdende ein Verwandter des Unternehmers 
ist. Jedoch besteht dann kein Versicherungsschutz, wenn es sich um Gefälligkeitshand-
lungen handelt, die unter Verwandten vorgenommen werden und von familiären Bezie-
hungen zwischen Angehörigen geprägt sind (vgl. BSG, Urteil vom 25. Oktober 1989, 2 RU 
4/89, SozR 2200 Nr. 134). Je enger eine Gemeinschaft ist, umso größer wird regelmäßig 
der Rahmen sein, innerhalb dessen bestimmte Tätigkeiten ihr Gepräge daraus erhalten 
(vgl. BSG, Urteil vom 20. April 1993, 2 RU 38/92, in juris). Als Kriterium kommt hierbei ins-
besondere in Betracht, ob in häuslicher Gemeinschaft gelebt wird (BSG v. 20.04.1993 - 2 
RU 38/92 - SozR 3-2200 § 539 Nr. 25; BSG v. 25.10.1989 - 2 RU 4/89 - SozR 2200 § 539 
Nr. 134). Bei der Eltern-Kind-Beziehung ist § 1618a BGB der entscheidende Maßstab. 

Die vom Kläger erbrachten Arbeiten lagen noch nicht außerhalb des Umfangs von Tätig-
keiten, die aufgrund einer derart engen Familiengemeinschaft vom Kläger als Gefälligkeit 
erwartet werden konnten (vgl. BSG, Urteil vom 31. Mai 2005 – B 2 U 35/04 R – juris; vgl. 
a. Bayerische Landessozialgericht, Urteil vom 17. September 2003, L 17 U 159/01, in juris; 
s. a. HLSG, Urteil vom 23. Februar 2010 – L 3 U 90/07 - juris). Wie das Sozialgericht zu-
treffend ausführt, ist entscheidend für die Wertung, ob es sich um einen unter dem Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung stehende Wie-Beschäftigung oder aber um eine im 
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Rahmen einer Familienbeziehung erfolgte Gefälligkeitshandlung handelt, eine Gesamt-
schau (vgl. Krasney, Unfall-Versicherungsschutz "wie ein Beschäftigter", BKK 1994, 363 
ff.; Bieresborn, jurisPK SGB VII § 2 Rn 272). Dafür, dass im vorliegenden Fall nicht ledig-
lich eine Gefälligkeitshandlung unter engen Verwandten erfolgte, spricht alleine der zeitli-
che Umfang in Form der Mithilfe an zahlreichen Wochenenden mit einem Stundenumfang 
von jeweils ca. 6 Stunden. Andererseits ist im Hinblick auf die Stundenzahl auch zu be-
rücksichtigen, dass diese eben nur am Wochenende stattfand. Schließlich ist insbesonde-
re bei enger verwandtschaftlicher Beziehung der zeitliche Umfang ein vernachlässigens-
wertes Merkmal (siehe BSG Urteil vom 25. Oktober 1998 Az. 2 RU 4/89 – Juris). So hat 
das BSG eine Hilfe beim Holzfällen und Brennholzzubereiten von 3 ½ bis 4 Tagen im Jahr 
nach Art und Umfang noch eine als von Verwandtschaftsverhältnis unter Brüdern geprägte 
Arbeit angesehen und dies in einem Fall, in dem der Hilfeleistende nicht im Haushalt sei-
nes Bruders lebte (BSG Urteil vom 30. Juli 1987 Az. 2 RU 17/86). 

Insoweit ist auch der Rechtsgedanke des § 1618 a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) zu 
Grunde zu legen, demzufolge Eltern und Kinder einander Beistand und Rücksicht schuldig 
sind (s. LSG Bayern, Urteil vom 28. Mai 2008 Az. L 2 U 28/08 – Juris). Auch ist hier im 
vorliegenden Fall zu beachten, dass der minderjährige Sohn offensichtlich in die Brenn-
holzgewinnung als familiäres Ziel miteingebunden war und seine Arbeitsleistung sein ei-
genes Zuhause betraf, in welchem er wohnte. Unter Berücksichtigung des engen Grades 
der Verwandtschaft, des Eltern-Kind-Verhältnisses und des tatsächlichen Umgangs inner-
halb der Gemeinschaft, geht auch vorliegend der Senat davon aus, dass der Beigeladene 
im Rahmen einer erheblichen, aber auch zu erwartenden Hilfeleistung tätig wurde (vgl. 
Schulin, Handbuch des Sozialversicherungsrechts, Band II, Unfallversicherungsrecht § 14 
Rdnr. 68). Im vorliegenden Fall wertet der Senat gerade den Umstand, dass der Beigela-
dene die streitgegenständliche Tätigkeit des Holzlesens und -sammelns seit seinem 
sechsten Lebensjahr regelmäßig am Wochenende bzw. in den Ferien zusammen mit sei-
nen Angehörigen verrichtete und somit zur gemeinsamen familiären Freizeitgestaltung 
zählte. Die vom Beigeladenen geleistete Arbeit erforderte auch keine besonderen Fach-
kenntnisse, sondern es handelte sich um einfache Hilfeleistungen, wie sie auch ein 14-
jähriger erbringen konnte. 

Zum andern ist zwar auch die relative Gefährlichkeit beim Umgang mit einem Holzspalter 
als für einen Versicherungsschutz sprechendes Merkmal zu werten. Jedoch ist diese nicht 
geeignet, alleine den Versicherungsschutz zu begründen, da hier nur die Bedienung des 
Holzstaplers in Betracht kommt, die aber nicht das zeitliche Schwergewicht bei der mehr-
stündigen Holzaufbereitungsaktion bildet. Die Benutzung des Holzstaplers ändert auch 
vorliegend nichts am familiären Charakter der Tätigkeit, wie das Bundessozialgericht be-
züglich einer Kreissäge bereits entschieden hat (BSG, Urteil vom 31. März 1981 Az. 2 RU 
91/79). Schließlich vermochte auch der Umstand, dass gemäß § 5 Jugendarbeitsschutz-
gesetz (JuArbSchG) solche Tätigkeiten Minderjährigern verboten sind, nicht die Versiche-
rungspflicht zu begründen. So schließt zwar verbotswidriges Handeln einerseits den Ver-
sicherungsschutz nicht aus (§ 7 Abs. 2 SGB VII), andererseits kann jedoch aus dem Ver-
stoß gegen ein Verbotsgesetz nicht zwangsläufig im Sinne eines Umkehrschlusses daraus 
geschlossen werden, dass die Tätigkeit unter Versicherungsschutz steht. 

Nach alledem konnte die Berufung keinen Erfolg haben, war im Ergebnis zurückzuweisen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 197a Abs. 1 SGG iVm.154 VwGO. Gem. § 154 Abs. 2 
VwGO trägt die Kosten des Rechtsstreits derjenige, der ein Rechtsmittel ohne Erfolg ein-
gelegt hat. Auch dem Beigeladenen steht kein Kostenerstattungsanspruch zu, weil gem. 
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§ 197a Satz 1 2. Halbs. SGG in Fällen, in denen weder Kläger noch Beklagter zum in 
§ 183 SGG genannten Personenkreis zählen, u.a. § 193 SGG keine Anwendung findet. 

Die Revision war zuzulassen, weil die Voraussetzung des § 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG vorlie-
gen. 
 


